
andeutet – und erfülle damit nur bedingt seinen selbstgestellten Auftrag der genera-

tionenübergreifenden Erinnerungsvermittlung.

Abschließend lässt sich sagen, dass Faehndrich mit ihrem Werk eine akribisch

recherchierte und spannend geschriebene Analyse vorgelegt hat, die einen ersten,

vielversprechenden Anfang darstellt, um die bereits erwähnte Forschungslücke im

Bereich der  Heimatliteratur zu schließen. Die insgesamt 200 von der Autorin unter-

suchten Heimatbücher stellen eine beachtliche Anzahl von Primärtexten dar, deren

Inhalt zusammenfassend und nach Kategorien geordnet dem Leser gut verständlich

vermittelt wird. Ein weiterer Pluspunkt ist die übersichtliche Gliederung der Arbeit,

ihr logischer Aufbau sowie die überzeugende Argumentationsstruktur, welche die

einzelnen Kapitel durchzieht. Aufgrund dieser Kriterien besitzt das Werk meines

Erachtens auch einen hohen Anziehungswert für Laien. Dazu tragen nicht zuletzt

auch die zahlreich verwendeten Statistiken, Schaubilder, Landkarten und Fotos bei,

welche Faehndrichs Aussagen anschaulich verdeutlichen und den Leser dazu anre-

gen, sich selbst einmal mit der Lektüre eines Vertriebenenheimatbuches zu beschäf-

tigen – trotz der beschriebenen Mängel und Schwierigkeiten.   

Pittsburgh Gabriele Eichmanns

Fischer, Wolfgang: Heimat-Politiker? Selbstverständnis und politisches Handeln von
Vertriebenen als Abgeordnete im Deutschen Bundestag 1949 bis 1974.
Droste, Düsseldorf 2010, 479 S. (Beiträge zur Geschichte des Parlamentarismus und der poli-
tischen Parteien 157), ISBN 978-3-7700-5300-1.

Bei dem vorzustellenden Band handelt es sich um eine an der Universität Tübingen

angenommene Dissertation, deren Entstehung von Eckart Conze begleitet wurde,

der bis zu seiner Berufung an die Universität Marburg dort lehrte. Wolfgang Fischer

hat ein Thema behandelt, das dem Rezensenten aus seiner 2004 erschienenen Würz-

burger Habilitationsschrift vertraut ist,1 deren Fokus allerdings stärker auf den Ver-

bänden lag.

Die Vertriebenenverbände verstanden sich von Anfang an als Lobby-Organisa-

tionen, die – nachdem die dauerhafte Implementierung einer eigenen Vertriebenen-

partei, des Blocks der Heimatvertriebenen und Entrechteten (BHE), in das politi-

sche System der frühen Bundesrepublik nach wenigen Jahren gescheitert war –

innerhalb der etablierten politischen Parteien für ihre Ziele warben. Der Schwer-

punkt lag hierbei von Anfang an bei den großen Volksparteien CDU/CSU und SPD,

bei denen viele Vertriebenenpolitiker an ihre parteipolitische Arbeit vor 1933 bzw.

1938/39 anknüpfen konnten. Die FDP und die damals noch existierende rechtskon-

servative Deutsche Partei (DP) spielten, trotz der Tatsache, dass auch sie über pro-

minente Politiker aus dem Vertriebenenlager verfügten (etwa Erich Mende und

Hans-Christoph Seebohm), nur eine untergeordnete Rolle. Bemerkenswert ist die
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Tatsache, dass es kaum Affinitäten zum Rechtsextremismus gab, obgleich sich die

entstehenden Parteien der extremen Rechten den Vertriebenenverbänden anzudie-

nen suchten und es zahlreiche Vertriebenenpolitiker gab, die vor 1945 Mitglieder der

NSDAP gewesen waren bzw. das NS-System unterstützt hatten. Insofern bestätigt

die Arbeit von Fischer die 2004 formulierte These des Rezensenten, dass die führen-

den Vertriebenenpolitiker der frühen Bundesrepublik frühzeitig erkannten, dass eine

Radikalisierung in eine Sackgasse führen musste und sie deshalb allen Tendenzen, die

in diese Richtung gingen, energisch und im Ergebnis erfolgreich entgegentraten. 

Wolfgang Fischer hat sich bei seinen Untersuchungen neben der einschlägigen

Literatur und gedruckten Quellen vor allem auf Material aus dem Parlamentsarchiv

des Deutschen Bundestags (Bonn/Berlin) sowie ausgewählte Nachlässe aus dem

Bundesarchiv (Koblenz), dem Bayerischen Hauptstaatsarchiv (München), dem

Archiv für Christlich-Demokratische Politik (Sankt Augustin), dem Archiv der

sozialen Demokratie (Bonn), dem Archiv des Liberalismus (Gummersbach) und

dem Archiv für Christlich-Soziale Politik (München) gestützt. Die Bestände des

BdV und seiner Mitgliederverbände wurden nicht herangezogen. 

Gegliedert ist die Studie in drei Teile: In einem ersten Abschnitt erfolgt eine bio-

grafisch-statistische Annäherung an das Thema, indem die individuelle und kollek-

tive Identität von heimatvertriebenen Bundestagsabgeordneten untersucht wird.

Hierbei wird auch eingehend herausgearbeitet, inwieweit es berechtigt ist, im kon-

kreten Fall von heimatvertriebenen Abgeordneten zu sprechen; der Geburtsort ist

hierbei nur ein Kriterium unter mehreren möglichen. So verstanden sich beispiels-

weise die in Ostpreußen bzw. Schlesien geborenen Politiker Hans-Jürgen Wisch-

newski und Karl Schiller (beide SPD) keineswegs als Vertriebene, während der in

Darmstadt geborene BHE- und spätere SPD-Politiker Heinz Kreutzmann, der als

Folge des Zweiten Weltkriegs in Böhmen heimisch geworden war, sich sehr wohl als

Sudetendeutscher ansah und sich auch entsprechend politisch betätigte. Ähnlich ver-

hält es sich mit dem zweiten Bundesvertriebenenminister Theodor Oberländer

(FDP, dann BHE, schließlich CDU), der in Meiningen geboren wurde und erst im

Zuge seiner Karriere als Wissenschaftler in die deutschen Ostgebiete kam.

Das zweite Kapitel bietet eine „parlamentarische Diskursanalyse“ der Vertrie-

benenpolitik mit dem Schwerpunkt Eingliederungs- und Lastenausgleichspolitik,

das dritte Kapitel beschäftigt sich mit der Außen- und Deutschlandpolitik. Fischer

arbeitet detailliert heraus, wie die heimatvertriebenen Bundestagsabgeordneten 

Einfluss nahmen auf den politischen Prozess. Er bestätigt hierbei anhand seines

Quellenkorpus die Befunde der älteren Forschung, dass es den Vertriebenen-

organisationen bzw. seit 1958 dem BdV als Dachverband nicht gelang, im Bundestag

gleichsam eine „Einheitsfront“ der heimatvertriebenen Abgeordneten quer zu den

politischen Parteien aufzubauen. Am ehesten war dies noch bei den sozialen

Forderungen der Vertriebenen in den fünfziger Jahren erfolgreich, insbesondere bei

der Lastenausgleichsgesetzgebung und den Debatten um das Bundesvertriebenen-

gesetz. Bei den Auseinandersetzungen um die neue Ostpolitik seit den sechziger

Jahren scherten dann aber immer mehr heimatvertriebene Abgeordnete aus dem vom

BdV und seinen Gliedorganisationen vorgegebenen Kurs aus. In gewissem Sinne

konterkariert und partiell überlagert wurde der rein prozentual durchaus ansehn-
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liche Vertriebenenanteil in den politischen Parteien letztlich durch die Funktions-

mechanismen der modernen Parteiendemokratie. Im Konfliktfall galt die höhere

Loyalität der Vertriebenenpolitiker in der Regel ihrer Partei. Eine bezeichnende Aus-

nahme bildet hier etwa der prominente frühe Vertriebenenpolitiker Linus Kather

(CDU, 1954 BHE); der BdV-Vorsitzende (1964-1966) Wenzel Jaksch (SPD) blieb

dagegen, trotz vieler heftiger Auseinandersetzungen, seiner Partei bis zu seinem Tod

1966 treu. Prominente Übertritte im Gefolge des Regierungswechsels von 1969 bzw.

der Paraphierung der Ostverträge wie etwa der von Herbert Hupka von der SPD zur

CDU oder von Siegfried Zoglmann von der FDP zur CDU blieben die Ausnahme

bzw. letztlich auch folgenlos für die weitere Entwicklung. Es lässt sich vielmehr zei-

gen, dass sich bei den heimatvertriebenen Abgeordneten eine immer größere Kluft

auftat zwischen denjenigen, die verbandspolitisch aktiv waren – etwa der BdV-

Vorsitzende (1967-1970) Reinhold Rehs (SPD) – und denjenigen, die dies ablehnten,

etwa Horst Ehmke oder Claus Arndt (beide SPD). 

Bereichert wird der Band durch einen umfangreichen Anhang, bestehend aus

Statistiken und Kurzbiografien. Bedauerlich ist, dass Wolfgang Fischer bei letzteren

seine aus der einschlägigen Literatur gewonnenen Daten nicht aktualisiert hat: So

sind etwa Walter Becher, Philipp von Bismarck, Clemens Riedel, Olaf Baron von

Wrangel und Siegfried Zoglmann zwischen 2003 und 2009 verstorben, bei Manfred

Coppik fehlen z. B. Angaben über seinen Austritt aus der SPD 1982 im Gefolge der

Nachrüstungsdebatte; seit 2005 gehört Coppik der WASG bzw. der Partei „Die

Linke“ an. Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass es sich bei dieser Studie um

eine gelungene Arbeit handelt, der die verdiente Beachtung zu wünschen ist.

Würzburg Matthias Stickler

Gruša, Jiří: Beneš jako Rakušan [Beneš als Österreicher]. 

Barrister & Principal, Brno 2011. Erste Auflage, zweiter Nachdruck. 151 S., ISBN 978-80-
87474-12-9.

„Wir waren vor Österreich da, wir werden es auch nach ihm sein“, lautet ein in

Tschechien gerne zitiertes geflügeltes Wort von František Palacký. Unter dieser

Prämisse muss der Titel des letzten Buches des 2011 verstorbenen Jiří Gruša über-

raschen, war Edvard Beneš doch der engste Mitarbeiter Tomáš G. Masaryks bei der

Gründung des selbstständigen tschechoslowakischen Staates. Als erster und langjäh-

riger Außenminister vertrat er die Interessen der tschechischen Nation in Versailles

und half, Österreich-Ungarn aufzulösen. Nach Masaryks Tod war er der zweite

Präsident der Republik. Drei Jahre danach wurde er von Hitler – ausgerechnet von

einem in Österreich Geborenen – aus dem Land getrieben. Nach der Befreiung sei-

nes Staates verwies er per Dekrete die ehemaligen deutschsprachigen Altösterreicher

und ihre Nachkommen des Landes. An Edvard Beneš scheiden sich die Geister –

auch die tschechischen. Doch warum wird ausgerechnet Beneš – der „Ent-Österrei-

cherer“ – nun als Österreicher betitelt?

Gruša liefert dafür drei Argumente: Das erste bildet Benešs Herkunft und Sozia-

lisation in der Habsburgermonarchie. Dieses Erbe habe Beneš ein Leben lang mit
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